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Satzung der Ethik-Kommission an der Medizinischen Fakultät und am Univer-

sitätsklinikum der Eberhard-Karls-Universität Tübingen  

 
Aufgrund von § 5 Abs. 2 und 5 des Gesetzes über das Berufsrecht und die Kammern der 
Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Psychologischen Psychotherapeuten sowie der 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten (Heilberufe-Kammergesetz) in der Fassung vom 
16. März 1995 (GBl. S. 314), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04. Februar 
2021 (GBl. S. 77) i.V.m. § 8 Abs. 5 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 1. Januar 2005 
(GBl. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 
1204), hat der Senat der Universität Tübingen auf Vorschlag der Vorstände von Medizinischer 
Fakultät und Universitätsklinikum Tübingen am 11. November 2021 die folgende Neufassung 
der Satzung für die Ethik-Kommission an der Medizinischen Fakultät und am Universitäts-
klinikum Tübingen beschlossen. 
 
 

§ 1  Errichtung, Aufgaben 
 
(1) Bei der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen und am Universitätsklinikum 
Tübingen ist eine Ethik-Kommission eingerichtet. Sie führt die Bezeichnung „Ethik-Kommis-
sion an der Medizinischen Fakultät und am Universitätsklinikum Tübingen“. 
 
(2) Die Ethik-Kommission arbeitet auf der Grundlage der ärztlichen Berufsregeln, insbeson-
dere der revidierten Deklaration von Helsinki, der Generalversammlung des Weltärztebundes, 
der ICH-GCP-Guideline und des geltenden Rechts. Sie gewährt nach Maßgabe der §§ 5 und 
30 Abs. 4 Heilberufe-Kammergesetz und dazu ergangener Regelungen in der Berufsordnung 
in der jeweils gültigen Fassung Hilfe durch Beratung und durch die Beurteilung ethischer und 
rechtlicher Aspekte medizinischer Forschung am Menschen, auch am verstorbenen, unbe-
schadet der persönlichen Verantwortung des Antragstellers für das Forschungsvorhaben und 
seine Durchführung. Sie wirkt im Dienste der Gesundheit von Patienten und Probanden. Sie 
nimmt insbesondere auch die Zuständigkeiten nach §§ 40, 40 a –d, 41, 41 a-c, 42 , 42 a 
Arzneimittelgesetz i. V. m. der Verordnung  (EU) Nr. 536/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. April 2014 über klinische Prüfungen mit Humanarzneimitteln, §§ 34-37 

i. V. mit §§ 24- 30, Medizinprodukte-EU-Anpassungsgesetz  und Artikel 62 Absatz 4 Buchstabe 
c bis k, Absatz 6 und 7  der Verordnung (EU) 2017/745 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. April 2017 über Medizinprodukte, sowie §§ 31 ff. Strahlenschutzgesetz , §§ 133 
ff. Strahlenschutzverordnung, §§ 8 und 9 des Transfusionsgesetzes in der jeweils gültigen 
Fassung wahr. 
 
(3) Die Ethik-Kommission und ihre Mitglieder sind bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unab-
hängig und nicht an Weisungen gebunden. Sie üben ihre Tätigkeit unabhängig vom Bestehen 
eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses selbständig aus. Die Ethik-Kommission holt zu jedem 
Antrag Unabhängigkeitserklärungen der beteiligten Mitglieder und externen Sachverständigen 
ein, die beinhalten, dass diese keine finanziellen oder persönlichen Interessen, die Auswirkun-
gen auf ihre Unabhängigkeit haben könnten, haben. 
 
§ 2  Zusammensetzung, Mitglieder 
 
(1) Der Ethik-Kommission gehören mindestens zwölf, bei zahnärztlichen Studien dreizehn 
Mitglieder an, und zwar: 
 

• Mindestens drei Professorinnen oder Professoren, die über Erfahrungen in der klini-
schen Medizin verfügen 

• Eine Fachärztin oder ein Facharzt für klinische Pharmakologie oder für Pharmakologie 
und Toxikologie 
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• Eine Ärztin oder ein Arzt mit Erfahrung in der Notfall-, Intensivmedizin oder Anästhe-
siologie  

• Eine Professorin oder ein Professor auf dem Gebiet der Rechtswissenschaft oder ein/e 
Jurist/in mit der Befähigung zum Richteramt und längerer beruflicher Erfahrung; 

• eine Person mit wissenschaftlicher oder beruflicher Erfahrung auf dem Gebiet der Ethik 
in der Medizin 

• eine Person mit Erfahrung auf dem Gebiet der Versuchsplanung und Statistik 

• eine Person mit wissenschaftlicher oder beruflicher Erfahrung auf dem Gebiet der Medi-
zintechnik 

• zwei Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler, die zur selbstständigen Forschung 
befugt sind, und die auf dem Gebiet der Human- oder Biomedizin und fachnaher Wissen-
schaften erfahren sein sollten 

• eine Professorin oder ein Professor auf dem Gebiet der Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde, soweit es um zahnärztliche Tätigkeiten geht 

• ein Laie 

 
Bei der Auswahl werden Frauen und Männer mit dem Ziel der gleichberechtigten Teilhabe 
berücksichtigt. 
 
Für jedes Mitglied können bis zu zwei Stellvertreter/innen bestellt werden. Soweit das rechts-
wissenschaftliche Mitglied nicht Professor/in ist, sollte zumindest eine/r der Stellvertreter/innen 
Professorin oder Professor der Rechtswissenschaft sein.  
 
(2)  Die Ethik-Kommission zieht, soweit erforderlich oder gesetzlich vorgeschrieben, Sachver-
ständige beratend hinzu. Dafür gilt Absatz 1 S. 2 entsprechend. Die Entschädigung von Sach-
verständigen richtet sich nach dem Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz in der jeweils 
gültigen Fassung.  
 
(3) Die Mitglieder der Ethik-Kommission und deren Stellvertreter/innen werden von den 
Vorständen von Universitätsklinikum und Med. Fakultät für eine Amtsperiode von jeweils vier 
Jahren bestellt. Wiederholte Bestellung ist zulässig. Die Ethik-Kommission hat ein Vorschlags-
recht.  
 
(4)  Die Wahrnehmung der Aufgaben als Mitglied der Ethik-Kommission ist für die haupt-
beruflich der Medizinischen Fakultät angehörenden Mitglieder Dienstaufgabe. Nicht oder nicht 
mehr hauptberuflich der Medizinischen Fakultät angehörende Mitglieder können für die Vorbe-
reitung und Teilnahme an der Sitzung eine Vergütung erhalten, die sich an der Regelung des 
Justizvergütungs- und –Entschädigungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung orientiert, 
sofern sie schriftlich begründete Voten vorlegen. Gleiches gilt für zusätzlich in Anspruch 
genommene schriftliche Beratungsleistungen. Einzelheiten regeln die Vorstände der Medizi-
nischen Fakultät sowie des Universitätsklinikums Tübingen. Eine Pauschalierung ist möglich.  
 
(5)  Die Ethik-Kommission wählt mit der absoluten Mehrheit ihrer Stimmen eines ihrer Mitglie-
der zum/zur Vorsitzenden und bis zu zwei weitere Mitglieder zu stellvertretenden Vorsitzen-
den. Der/die Vorsitzende und seine/ihre Vertreter/innen sollen Ärzte/Ärztinnen sein. Der/die 
Vorsitzende erhält eine angemessene Aufwandsentschädigung, deren Höhe und weitere 
konkrete Ausgestaltung im Einzelfall gemeinsam von den Vorständen des Universitätsklini-
kums Tübingen und der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen festgesetzt werden. 
 
(6)  Das Verfahren und die Beschlussfassung der Ethikkommission richtet sich nach der gem. 
§ 4 zu erlassenden Geschäftsordnung. 
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§ 3  Zuständigkeit, Antragstellung und Voraussetzungen 
 
(1) Für Klinische Prüfungen, die der Prüfung gemäß Verordnung (EU) Nr. 536/2014 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über klinische Prüfungen mit Human-
arzneimitteln unterliegen, richtet sich die Zuständigkeit der Ethik-Kommission nach dem gem. 
§ 41b Abs. 2 AMG zu erlassenden gemeinsamen Geschäftsverteilungsplan. Im Übrigen ist die 
Ethik-Kommission für medizinische Forschungsvorhaben am Menschen zuständig, die am 
Universitätsklinikum Tübingen oder an der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen 
einschließlich der zugeordneten akademischen Lehrkrankenhäuser von einem Mitglied der 
Medizinischen Fakultät im Sinne von § 9 LHG durchgeführt werden. Vorhaben, die diese 
Voraussetzungen erfüllen, sind vor Beginn der Ethik-Kommission vorzulegen.  
 
(2) Die Ethik-Kommission wird nur auf Antrag tätig. Dieser ist vom Projektleiter bzw. von der 
Projektleiterin rechtzeitig vor Beginn des Vorhabens mit den gesetzlich vorgeschriebenen 
Unterlagen zu stellen. Der Antrag kann geändert oder zurückgenommen werden. 
 
(3) Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob, gegebenenfalls wo und mit welchem Ergeb-
nis bereits vorher oder, bei multizentrischen Studien, gleichzeitig Anträge gleichen Inhalts 
gestellt worden sind. 
 
(4) Die Ethik-Kommission beschließt über die Anerkennung von Voten einer Ethik-Kommis-
sion, die ihren Sitz außerhalb des Geltungsbereichs des baden-württembergischen Heilberufe-
Kammergesetzes hat. 
 

§ 4  Geschäftsordnung 
 
Die Ethik-Kommission gibt sich nach Maßgabe des AMG und dieser Satzung eine Geschäfts-
ordnung. Diese hat insbesondere Regelungen zur Arbeitsweise der Ethik-Kommission, zur 
Geschäftsführung, zum Vorsitz, zur Vorbereitung von Beschlüssen, zur Beschlussfassung, zur 
Ehrenamtlichkeit und Verschwiegenheitspflicht der Mitglieder und externen Sachverständigen 
sowie zum Ausschluss von der Mitwirkung im Fall von Befangenheit zu enthalten. 

Die Beschlussfassung über die Geschäftsordnung bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln ihrer 
Mitglieder. 
 

§ 5  Gebühren, Finanzierung 
 
(1) Die Ethik-Kommission erlässt unter Berücksichtigung der gem. § 41b Abs.1 AMG 
festgelegten Gebührenregelungen, für klinische Studien, die nicht der Verordnung (EU) Nr. 
536/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über klinische 
Prüfungen mit Humanarzneimitteln unterliegen, nach Maßgabe des Landesgebührengesetzes 
eine Gebührenordnung für die Erhebung von Gebühren zur Deckung der anfallenden Kosten. 
Darin ist zu regeln, welche Anträge oder Vorhaben von Entgelten oder Gebühren befreit sind. 
 
(2) Die Gebührenordnung bedarf der Zustimmung durch die Vorstände des Universitäts-
klinikums und der Medizinischen Fakultät. 
 
(3) Soweit das Gebührenaufkommen für die Wahrnehmung der gesetzlichen Aufgaben nicht 
ausreicht, leistet die Medizinische Fakultät und/oder das Universitätsklinikum einen Fest- oder 
Fehlbetragszuschuss. 
 

§ 6  In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für die Ethik-Kommission an der 
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Medizinischen Fakultät und am Universitätsklinikum der Eberhard-Karls-Universität Tübingen 
in der Fassung vom 18.06.2020 (Amtliche Bekanntmachungen 17/2020, S. 283) außer Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 11.11.2021 
 
 
 
 

Professor Dr. Bernd Engler 
Rektor  
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Zwölfte Satzung zur Änderung der Zulassungs- und Immatrikulationsordnung 

(ZIO)  

 
Aufgrund von § 8 Abs. 5 in Verbindung mit §§ 63 Abs. 2, 60 Abs. 2 Nr. 6, 61 Abs. 2 und 19 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1) in 
der Fassung vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1204), hat der Senat der Universität Tübingen am 
11. November 2021 die nachfolgende Satzung beschlossen. 

Die Zulassungs- und Immatrikulationsordnung vom 23.03.2015 (Amtliche Bekanntmachungen 
Nr. 04/2015, S. 25), zuletzt geändert durch die Elfte Änderungssatzung vom 30.09.2021 (Amt-
liche Bekanntmachungen Nr. 23/2021, S. 589), wird nachfolgend geändert. 
 

Artikel 1 
 
In § 1 Zugang und Aufnahme eines Studiums, Immatrikulation wird der Absatz 6 um die 
Worte „oder ausschließlich“ im Satz 2 ergänzt und wie folgt gefasst: 

(6) Die Aufnahme eines Studiums erfolgt in der Regel zum Wintersemester. Die Studiengänge, 
für die auch oder ausschließlich eine Zulassung zum Sommersemester möglich ist, sind in 
der Studiengangtabelle  
(http://www.uni-tuebingen.de/studium/verzeichnis-der-studiengaenge.html) aufgeführt. 
 

Artikel 2 
 
In § 5 Antragspflicht, Form, Fristen wird der Absatz 3 wie folgt gefasst: 
 
„(3) Der formgerechte und vollständige Antrag auf Zulassung für Studiengänge, für die Zulas-
sungszahlen festgesetzt sind, ist innerhalb der durch die Hochschulzulassungsverordnung 
(HZVO) in der jeweils gültigen Fassung vorgegebenen Frist einzureichen, d. h. für das Som-
mersemester bis zum 15. Januar (Ausschlussfrist) und für das Wintersemester bis zum 15. 
Juli (Ausschlussfrist). Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag oder gesetzlichen Feiertag 
oder einen Samstag, so verlängert sich die Frist nicht bis zum Ablauf des nächstfolgenden 
Werktages (§ 31 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 Landesverwaltungsverfahrensgesetz Baden-Würt-
temberg). Die Universität Tübingen kann für postgraduale Studiengänge sowie für die in der 
Anlage 8 der HZVO genannten Studiengänge (sog. auslandsorientierte Studiengänge) hiervon 
abweichende Fristen durch Satzung festlegen. Dies gilt insbesondere für den Studiengang 
Lehramt Gymnasium mit akademischer Abschlussprüfung Master of Education (M. Ed.); für 
diesen Studiengang ist die Bewerbungsfrist für das Wintersemester der 30. April des jeweiligen 
Jahres. Ferner ist die Bewerbungsfrist für die Master-Studiengänge American Studies, English 
Linguistics und English Literatures and Cultures für das Wintersemester der 31. Mai des 
jeweiligen Jahres.“ 
 

Artikel 3 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 
 
 
Tübingen, den 11.11.2021 
 
 

Professor Dr. Bernd Engler  
Rektor

https://uni-tuebingen.de/studium/studienangebot/verzeichnis-der-studiengaenge/
http://www.uni-tuebingen.de/studium/verzeichnis-der-studiengaenge.html
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 

im Studiengang Hebammenwissenschaft und Frauengesundheit mit akademi-

scher Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 

 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 1993 
(GBl. S. 201) in der Fassung vom 15. September 2005 (GBl. S. 630), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1204, 1229), §§ 59 Abs. 1 Sätze 1 
und 2, 63 Abs. 2, 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 
2005 (GBl. S. 1) in der Fassung vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1204), und von § 33 Hochschulzulassungs-
verordnung (HZVO) vom 02. Dezember 2019 (GBl. S. 489), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 18. Juni 2021 (GBl. S. 518) hat der Senat der Universität Tübingen am 
11. November 2021 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 

Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1  Anwendungsbereich 
§ 2  Fristen 
§ 3  Form des Antrags 
§ 4  Auswahlkommission 
§ 5  Auswahlverfahren 
§ 6  Auswahlkriterien 
§ 7  Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
§ 8  Abschluss des Auswahlverfahrens 
§ 9  Inkrafttreten 
 
 
§ 1  Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt in dem Studiengang Hebammenwissenschaft und Frauen-
gesundheit mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) die verfügbaren 
Studienplätze an Studienbewerberinnen und Studienbewerber nach dem Ergebnis eines 
hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird auf Grund der Kriterien, 
die Voraussetzung für den Zugang zu dem Masterstudiengang sind sowie nach dem Grad der 
Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers für den gewählten Studiengang und sich typi-
scherweise anschließende Berufstätigkeiten getroffen. 
 

§ 2  Fristen 
 
(1) Der Antrag auf Zulassung zum Auswahlverfahren muss für das Sommersemester bis zum 
15. Januar 

bei der Universität Tübingen, Zentrale Verwaltung, Studierendenabteilung,  
Wilhelmstraße 11, 72074 Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist). 

 
(2) Die Zulassung erfolgt nur zum Sommersemester. 
 
(3) Der Antrag auf Teilnahme gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium. 
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§ 3  Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular (Online-Portal) zu 
stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen (hochzuladen): 
 
a) das Zeugnis eines grundständigen Hochschulabschlusses in Hebammenwissenschaft/ 

Hebammenkunde im Umfang von 210 ECTS oder eines gleichwertigen Abschlusses in 
einem vergleichbaren Fach;  

b) ein Nachweis über die Berufszulassung als Hebamme; 

c) Nachweise zu den geltend gemachten besonderen Leistungen gemäß § 6 Absatz 2 
Buchstabe b) sowie zu den Inhalten des absolvierten Studiengangs gemäß Buch-
stabe a). 

 
(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 Buchstabe a) kann die Zulassung zu dem Masterstudiengang 
auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner Prüfungsleis-
tungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere der 
bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelorabschluss und die mit ihm 
zusammenhängenden Kriterien, die nach § 59 Absatz 1 Sätze 1 und 2 des Landeshochschul-
gesetzes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem Masterstudiengang sind, rechtzeitig 
vor Beginn des beantragten Masterstudiengangs erfüllt werden. Soweit in die Auswahlent-
scheidung das Ergebnis des Bachelorabschlusses einbezogen ist, nehmen Bewerberinnen 
und Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer Durchschnittsnote, die auf Grund 
bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; das Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt 
unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle einer Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt 
auszusprechen, dass der Bachelorabschluss und mit ihm zusammenhängende Voraussetzun-
gen des § 59 Absätze 1 und 2 LHG innerhalb einer von der Universität festgesetzten Frist 
nachgewiesen werden.  

Abweichend von § 3 Abs. 2 Buchstabe b) kann eine Bescheinigung des Prüfungsamtes der 
Hochschule vorgelegt werden, aus der hervorgeht, dass alle erforderlichen Voraussetzungen 
für die Teilnahme an der Prüfungsleistung zur Berufszulassung als Hebamme erbracht sind 
und die Urkunde somit innerhalb des ersten Semesters des Masterstudiengangs vorgelegt 
werden kann.  

Werden die oben genannten Nachweise nicht fristgerecht erbracht, erlischt die Zulassung am 
Ende des ersten Semesters. 
 
(4) Im Zulassungsantrag hat die Bewerberin oder der Bewerber anzugeben, ob sie oder er 
 
1. für den gewählten Studiengang im Zeitpunkt der Antragstellung an einer deutschen 

Hochschule als Studentin oder Student eingeschrieben ist, 

2. bereits an einer deutschen Hochschule ein Studium abgeschlossen hat oder als Studen-
tin oder Student eingeschrieben war und gegebenenfalls für welche Zeit und welchen 
Studiengang, 

3. den Prüfungsanspruch an einer deutschen Hochschule für den beantragten oder einen 
verwandten Studiengang mit im Wesentlichen gleichen Inhalt endgültig verloren hat.  

 
(5) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrundeliegenden 
Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 

§ 4  Auswahlkommission 
 
(1) Vom Fakultätsrat der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen wird eine Auswahl-
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kommission „Hebammenwissenschaft und Frauengesundheit“ bestellt. Die Kommission 
besteht aus vier stimmberechtigten Mitgliedern. Diese setzen sich wie folgt zusammen aus:  

a) der Studiendekanin/dem Studiendekan des Studiengangs „Hebammenwissenschaft und 
Frauengesundheit“  

b) drei Mitgliedern der Medizinischen Fakultät, die dem hauptberuflichen wissenschaftli-
chen Personal des Tübinger Instituts für Gesundheitswissenschaften angehören, davon 
mindestens ein professorales Mitglied aus der Abteilung für Hebammenwissenschaft. 

 
Ferner kann ein nicht stimmberechtigtes Mitglied des Departments für Frauengesundheit mit 
beratender Funktion in die Auswahlkommission berufen werden. Die Mitglieder werden für die 
Amtszeit von vier Jahren bestellt. Wiederbestellung ist möglich. Bei der erstmaligen Bestellung 
in der Aufbauphase des Studiengangs kann die Amtszeit auf zwei Jahre festgesetzt werden. 
 
(2) Vorsitzende oder Vorsitzender der Auswahlkommission ist die Studiendekanin oder der 
Studiendekan des zuständigen Lehrbereichs. Sie oder er kann sich durch eine Professorin 
oder einen Professor der Auswahlkommission vertreten lassen. Die oder der Vorsitzende ist 
für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die 
Ergebnisse. 
 

§ 5  Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht um einen Studienplatz 
beworben hat.  
 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 7 eine Rangliste. Die 
Entscheidung über die Auswahl trifft die Rektorin oder der Rektor aufgrund einer Empfehlung 
der oder des Vorsitzenden der Auswahlkommission. 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 

§ 6  Auswahlkriterien 
 
(1) Zum Masterstudiengang kann nur zugelassen werden, wer die Prüfung in einem Studien-
gang gemäß § 3 Abs. 2 Buchstabe a) mit jeweils mindestens einschließlich der Note „gut“ (2,5 
oder besser) bestanden hat und über die Berufszulassung zur Hebamme verfügt.  
 
(2) Kriterien für die Auswahl sind  
 
a) die Gesamtnote im Abschlusszeugnis des grundständigen ersten Studiengangs nach 

§ 3 Abs. 2 Buchstabe a), ersatzweise die Durchschnittsnote gemäß § 3 Abs. 3 Satz 2 
Halbsatz 1 sowie 

b) besondere Leistungen der Bewerberin oder des Bewerbers vor, in, neben und nach dem 
Studium, die besonderen Aufschluss über die Eignung und Motivation der Bewerberin 
oder des Bewerbers für den angestrebten Studiengang und sich typischerweise 
anschließende Berufstätigkeiten geben, insbesondere Nachweise über auf den Studien-
gang ausgerichtete einschlägige Publikationen und wissenschaftliche Preise sowie 
Nachweise über eine Pflege- oder Sorgeverpflichtung. 
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(3) Über die Vergleichbarkeit des Studienabschlusses gemäß § 3 Abs. 2 Buchstabe a) und 
über die Anerkennung der Leistungen nach Absatz 2 Buchstabe b) entscheidet die Auswahl-
kommission.  
 

§ 7  Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Unter den Bewerberinnen und Bewerbern wird gemäß der Kriterien für die Auswahl nach 
§ 6 eine Rangliste anhand der Ergebnisse gebildet. Die maximal erreichbare Punktzahl beträgt 
100 Punkte. Diese errechnet sich wie folgt:  
 
a) Bewertung der Gesamtnote im Abschlusszeugnis des grundständigen ersten Studien-

gangs nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a), ersatzweise der Durchschnittsnote gemäß § 3 Abs. 
3 Satz 2 Halbsatz 1 mit bis zu 50 Punkten. Die Gesamtnote wird nach dem folgenden 
Schlüssel in eine Punktzahl umgerechnet: 

 Note  1,0 = 50 Punkte Note  1,8  = 34 Punkte 
 1,1  = 48 1,9  = 32 
 1,2 = 46 2,0  = 30 
 1,3 = 44 2,1  = 28 
 1,4 = 42 2,2  = 26 
 1,5  = 40 2,3  = 24 
 1,6 = 38 2,4  = 22 
 1,7 = 36 2,5  = 20 
 
b) Bewertung sonstiger besonderer Leistungen gemäß § 6 Absatz 2 Buchstabe b) mit 

insgesamt bis zu 50 Punkten. Hierbei werden die Punkte folgendermaßen vergeben: 

a. Publikationen und wissenschaftliche Preise sowie nachgewiesene Pflege- oder Sorge-
verpflichtung: bis zu 10 Punkte; 

Leistung  Punkte  

Nachgewiesene Pflege- oder Sorge-
verpflichtung für mindestens eine 
Person  

3 Punkte  

Wissenschaftlicher Preis  3 Punkte  

Publikation (Veröffentlichung in einer 
wissenschaftlichen Zeitschrift oder 
Buchkapitel) 

4 Punkte  

b. Spezielle studienbefähigende universitäre Leistungen, die mittels des vorgegebenen 
Datenerfassungsblatts nachgewiesen wurden: bis zu 40 Punkte. 

Kompetenz  Gewichtung  

Geburtshilfliche Kompetenz und 
Gynäkologie  

Bei 6 ECTS = 10 Punkte*  

Frauengesundheit (z.B. Bonding, 
Gendermedizin, Brustkrebs etc.) 

Bei 9 ECTS = 10 Punkte*  

Evidenz und Klinische 
Entscheidungsfindung  

Bei 3 ECTS = 10 Punkte* 

Mikrobiologie, Virologie und Hygiene  Bei 6 ECTS = 10 Punkte* 

*bei weniger als der angegebenen ECTS-Anzahl sind die Punkte entsprechend anzupassen 
(z.B. bei Nachweis der Kompetenz mit halber ECTS-Zahl auch nur halbe Punktzahl)  
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(2) Die Nachweise nach Absatz 1 Buchstabe b) werden von jedem Mitglied der Auswahlkom-
mission auf einer Skala von 0 bis 50 Punkten bewertet. Die Bewertungen der Kommissions-
mitglieder werden sodann jeweils addiert, durch die Zahl der Kommissionsmitglieder geteilt 
und bis auf die erste Stelle hinter dem Komma berechnet; es wird nicht gerundet. 
 
(3) Die Gesamtpunktzahl ergibt sich als Summe aus den nach Absatz 1 Buchstabe a) und 
Absatz 2 erreichten Punktzahlen. Auf dieser Grundlage wird unter allen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern eine Rangliste erstellt. Mehr Punkte gehen weniger Punkten vor. Ergibt sich 
danach eine Ranggleichheit, so gilt § 6 Abs.4 Satz 4 HZG. 
 
(4) Ausländische Noten sind nach den Richtlinien der KMK in deutsche Noten umzurechnen. 
 

§ 8  Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. Den 
Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studierendenabteilung. 
 
(2) Im Zulassungsbescheid kann eine Frist bestimmt werden, innerhalb derer die oder der 
Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt die 
Erklärung der Zentralen Verwaltung der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulas-
sungsbescheid unwirksam.  
 
(3) Der Zulassungsbescheid enthält eine Frist zur Immatrikulation. Wird die Immatrikulation 
nicht innerhalb dieser Frist formgerecht beantragt, so wird der Zulassungsbescheid unwirk-
sam. Diese Frist kann durch die Universität Tübingen, Studierendenabteilung, auf begründe-
ten Antrag, der innerhalb der Immatrikulationsfrist zu stellen ist, verlängert werden. 
 

§ 9  Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. Sie gilt erstmals für das Zulassungsverfahren zum Sommer-
semester 2022. 
 
 
 
Tübingen, den 11.11.2021 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler  
 Rektor 
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Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Universität Tübingen für die Zulas-

sungen zu den Studiengängen Medizin sowie Zahnmedizin mit Abschluss 

Staatsexamen nach der Zusätzlichen Eignungsquote (ZEQ) sowie dem hoch-

schuleigenen Auswahlverfahren (AdH)  

 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 1993 
(GBl. S. 201) in der Fassung vom 15. September 2005 (GBl. S. 630), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1204, 1229), §§ 59 Abs. 1 Sätze 1 
und 2, 63 Abs. 2, 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 
2005 (GBl. S. 1) in der Fassung vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1204), und von § 33 Hochschulzulassungs-
verordnung (HZVO) vom 02. Dezember 2019 (GBl. S. 489), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 18. Juni 2021 (GBl. S. 518), hat der Senat der Universität Tübingen am 
11. November 2021 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
Die Satzung der Universität Tübingen für die Zulassungen zu den Studiengängen Medizin 
sowie Zahnmedizin mit Abschluss Staatsexamen nach der Zusätzlichen Eignungsquote (ZEQ) 
sowie dem hochschuleigenen Auswahlverfahren (AdH) vom 12.12.2019 (Amtliche Bekannt-
machungen Nr. 27/2019, S. 642), wird geändert. 
 
 

Artikel 1 

1. In § 2 Frist und Form des Antrags werden in Absatz 2 Satz 2 die Worte „für die in § 38 
Absatz 2 HZVO genannte Dauer der Übergangsregelung“ sowie in Absatz 2 Satz 2 die 
Worte „in dieser Zeit“ gestrichen. 

2. In § 4 Auswahlverfahren wird in Absatz 3 Satz 2 wie folgt geändert:  

„Die SfH führt die Auswahl im Rahmen von ZEQ und AdH im Auftrag der Universität Tübingen 
gemäß den in § 5 genannten Kriterien durch.“ 

3. In § 7 Erstellung der Rangliste wird Absatz 2 wie folgt neu gefasst:  

„Die SfH führt das Verfahren im Auftrag nach diesen von der Universität Tübingen festgelegten 
Kriterien durch.“ 

Nach Absatz 4 werden die folgenden Absätze 5 und 6 eingefügt: 

„(5) Die Ranglistenbildung in der ZEQ Medizin erfolgt im Vergabeverfahren im Sommersemes-
ter 2022 wie folgt: 
 
a)  max. 75 Punkte für den TMS, 

b)  15 Punkte für eine oder mehrere abgeschlossene fachnahe anerkannte Berufsausbil-
dung(-en) gemäß Anlage 6 Nummer 1 und 2 zu § 38 Absatz 2 Nummer 3 HZVO, 

c) 5 Punkte für eine oder mehrere sich an die Berufsausbildung anschließende Berufstä-
tigkeit(-en) von mindestens einem Jahr gemäß Anlage 6 Nummer 1 und 2 zu § 38 Absatz 
2 Nummer 3 HZVO, 

d) 3 Punkte für einen oder mehrere Dienst(e)/Ehrenamt(-ämter) gemäß Anlage 7 Absatz 1 
zu § 38 Absatz 2 Nummer 4 HZVO, 

e) 2 Punkte für einen oder mehrere Preis(e) gemäß Anlage 7 Absatz 2 zu § 38 Absatz 2 
Nummer 4 HZVO. 
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(6) Die Ranglistenbildung in der ZEQ Zahnmedizin erfolgt im Vergabeverfahren im Sommer-
semester 2022 wie folgt: 
 
a) max. 45 Punkte für den TMS, 

b) 35 Punkte für eine oder mehrere abgeschlossene fachnahe anerkannte Berufsausbil-
dung(-en) gemäß Anlage 6 Nummer 1 und 2 zu § 38 Absatz 2 Nummer 3 HZVO, 

c) 10 Punkte für eine oder mehrere sich an die Berufsausbildung anschließende Berufstä-
tigkeit(-en) von mindestens einem Jahr gemäß Anlage 6 Nummer 1 und 2 zu § 38 Absatz 
2 Nummer 3 HZVO, 

d) 5 Punkte für einen oder mehrere Dienst(e)/Ehrenamt(-ämter) gemäß Anlage 7 Absatz 1 
zu § 38 Absatz 2 Nummer 4 HZVO, 

e) 5 Punkte für einen oder mehrere Preis(e) gemäß Anlage 7 Absatz 2 zu § 38 Absatz 2 
Nummer 4 HZVO.“ 

 
Der bisherige Absatz 5 wird zu Absatz 7. 

Der bisherige Absatz 6 wird zu Absatz 8. 

Der bisherige Absatz 7 wird zu Absatz 9. 

Der bisherige Absatz 8 wird zu Absatz 10. 

Der bisherige Absatz 9 wird zu Absatz 11. 

Der bisherige Absatz 10 wird zu Absatz 12. 

4. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

„Anlage 1: Test für Medizinische Studiengänge (TMS) 
 

I. Anmeldung und Durchführung des TMS 

 
(1) Der TMS ist ein fachspezifischer Studieneignungstest und prüft das Verständnis für natur-
wissenschaftliche und medizinische Problemstellungen. Mit Hilfe des Tests, der aus Untertests 
besteht, wird festgestellt, inwieweit der Bearbeiter komplexe Informationen, welche in längeren 
Texten, Tabellen oder Graphiken dargeboten werden, zu erfassen und richtig zu interpretieren 
vermag, ferner, wie gut er mit Größen, Einheiten und Formeln umgehen kann. Des Weiteren 
prüft der TMS die Merkfähigkeit, die Genauigkeit der visuellen Wahrnehmung, das räumliche 
Vorstellungsvermögen und die Fähigkeit zu konzentriertem und sorgfältigem Arbeiten. Nicht 
geprüft werden fachspezifische Kenntnisse, die Gegenstand der Abiturprüfung oder einer 
anderen Prüfung sind, welche die Hochschulreife vermittelt. Zur Lösung der Testaufgaben hat 
der Testteilnehmer anzugeben, welche der mit den Aufgaben vorgelegten Antworten er für 
zutreffend hält. Bei der Aufstellung der Prüfungsaufgaben wird festgelegt, welche Antworten 
als zutreffend anerkannt werden. Zum Zweck ihrer Erprobung können in den Test Aufgaben 
aufgenommen werden, die nicht in die Wertung eingehen. Der Test ist nicht wiederholbar. 

(2) Der Test wird von den baden-württembergischen Universitäten (mit medizinischen Fakul-
täten) sowie weiteren Medizinische Fakultäten und Einrichtungen anderer Bundesländer 
gemeinsam durchgeführt. Für die Vorbereitung, Organisation und Koordination des Testver-
fahrens ist die zentrale Koordinierungsstelle an der Medizinischen Fakultät Heidelberg zustän-
dig. Diese beauftragt die ITB Consulting GmbH, Bonn, mit der Testentwicklung und -auswer-
tung. 

(3) Der Test wird an einem Testdurchgang im Jahr, jeweils an mehreren einzelnen Testtagen, 
durchgeführt. Die genauen Termine (Testtage) und die Orte an denen der Test abgelegt 
werden kann (Testorte), werden jeweils rechtzeitig durch die zentrale Koordinierungsstelle 
bekannt gegeben. Für den jeweiligen TMS-Durchgang gelten die Informationen und Regelun-
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gen, wie sie auf der TMS-Webseite (www.tms-info.org) ab Anmeldebeginn festgelegt sind. 
Zusätzlich gelten die am Testtag von den Testleitern gegebenen Anweisungen. 

(4) Die Anmeldung zum Test muss jeweils bis zum 15. Januar über das Online-Anmeldeportal 
auf der TMS-Webseite bei der zentralen Koordinierungsstelle eingegangen sein (Ausschluss-
frist). Fällt das Ende der Anmeldefrist auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, 
verlängert sich die Anmeldefrist nicht bis zum Ablauf des nächstfolgenden Werktages (§ 31 
Abs. 3 Satz 2 Landesverwaltungsverfahrensgesetz Baden-Württemberg). 

(5) Zum TMS wird nur zugelassen und eingeladen, wer 

a) sich frist- und formgerecht für den Test angemeldet hat, 

b) die Testgebühr, die nach einer gesonderten Gebührensatzung erhoben wird, fristgerecht 
entrichtet hat, 

c) am TMS in Deutschland noch nicht teilgenommen hat, 

d) bei Minderjährigen am Testtag das Einverständnis des/r gesetzlichen Vertreter(s) nach-
weist (unterschriebene Einverständniserklärung). 

Die Zulassung zum Test ist zu versagen, wenn die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht erfüllt 
sind. 

Teilnahmeberechtigte Personen sind: 

e) Personen, die bereits im Besitz einer allgemeinen, besonderen oder fachgebundenen 
Hochschulzugangsberechtigung sind (Altabiturienten) und alle Personen, die diese im 
laufenden oder darauffolgenden Schuljahr voraussichtlich erwerben werden. Personen, 
die deutsche Staatsangehörige sind oder als ausländische Staatsangehörige, Staaten-
lose diesen nach § 1 Satz 2 HZVO gleichgestellt sind. 

(6) Mit dem Absenden der Anmeldung zum TMS versichern die Bewerber 

a) dass sie zum teilnahmeberechtigten Personenkreis gehören, 

b) dass sie nur wahrheitsgemäße Angaben gemacht haben, 

c) dass sie alle Informationen auf den TMS-Informations-Webseiten zur Kenntnis genom-
men haben und die Bedingungen akzeptieren, 

d) dass ihnen bewusst ist, dass einmal überwiesene TMS-Gebühren nicht zurück erstattet 
werden können. 

(7) Die zum Test frist- und formgerecht angemeldeten Bewerber wählen nach fristgerechtem 
Eingang der Testgebühr bis zum 21. Januar auf der TMS-Webseite innerhalb eines vorgege-
benen Zeitraums ihren Testort und Testtag selbst aus oder werden von der zentralen Koordi-
nierungsstelle auf die verschiedenen Testorte und Testtage verteilt und werden mindestens 
vier Wochen vor dem Testtermin zur Testabnahme eingeladen. 

(8) Für jede Testabnahmestelle wird mindestens eine Testleitung bestellt. Sie hat die Aufgabe, 
für die ordnungsgemäße Durchführung des Tests zu sorgen. 

(9) Die Testabnahme ist nicht-öffentlich. Zur Testteilnahme ist nur berechtigt, 

a) wer die Voraussetzungen des Abs. 5 erfüllt, 

b) wer sich durch einen gültigen amtlichen Lichtbildausweis (Personalausweis, Reisepass 
oder Führerschein) ausweisen kann, 

c) eine aktuelle Einladung zum Test vorlegen kann, 
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d) sich rechtzeitig registriert und bis zum Beginn der Testabnahme seinen Platz im Test-
raum eingenommen hat. Die Testabnahme beginnt mit der Ausgabe des ersten Test-
hefts. 

(10) Die Dauer des Tests beträgt ca. fünf Stunden. Der Test bzw. die Untertests sind jeweils 
innerhalb einer festgesetzten Zeit zu bearbeiten. 

(11) Das Testergebnis wird von der ITB Consulting GmbH, Bonn, ermittelt und den Testteil-
nehmerinnen und -teilnehmern mitgeteilt. Die Ermittlung und Darstellung des Testergebnisses 
ergeben sich aus Abschnitt II dieser Anlage. 

(12) Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Testabnahme stört oder den Anweisungen der 
Testleitung nicht Folge leistet, kann von der Fortsetzung der Testbearbeitung ausgeschlossen 
werden. Wer versucht, das Testergebnis durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel zu beeinflussen, kann von der Fortsetzung der Testbearbeitung ebenfalls ausge-
schlossen werden. Als Täuschung ist auch die Bearbeitung eines Untertests außerhalb der 
dafür angesetzten Zeit anzusehen. Dies kann zu einer 0-Punkte-Wertung im entsprechenden 
Untertest und zum Testausschluss führen. Wird die Täuschung nach Beendigung der Testab-
nahme aufgedeckt, kann die 0-Punkte-Wertung und der Testausschluss rückwirkend erfolgen. 
Jeder Testausschluss hat zur Folge, dass das Gesamt-Testergebnis auf „0“ gesetzt wird. 

(13) Wer nach Beginn der Testabnahme die Testbearbeitung abbricht, wird mit dem bis zu 
diesem Zeitpunkt erzielten Testergebnis bewertet. Der Teilnehmer ist berechtigt, am nächst-
folgenden Testtermin erneut am Test teilzunehmen, wenn der Abbruch wegen Krankheit wäh-
rend der Testabnahme einem Testleiter mitgeteilt und im Testprotokoll vermerkt wird und 
unverzüglich nach der Testabnahme der zentralen Koordinierungsstelle schriftlich angezeigt 
und nachgewiesen wird, dass für den Abbruch der Testbearbeitung ein triftiger Grund vorge-
legen hat. Die Entscheidung über den Rücktritt trifft die Zentrale Koordinierungsstelle. Die 
Darlegungs- und Beweislast für den Rücktrittsgrund liegt beim Teilnehmer (z. B. durch Vorlage 
eines ärztlichen Attestes). 

(14) Wird der Test aus vom Teilnehmer nicht zu vertretenden Gründen abgebrochen, können 
Betroffene den Test zu einem späteren Zeitpunkt nachholen. 

(15) Sind einzelne Aufgaben nicht lösbar, so werden diese nicht mitbewertet; eine Wiederho-
lung des Tests aus diesem Grunde ist nicht möglich. 

(16) Beeinträchtigungen des Prüfungsablaufs sind während der Testabnahme gegenüber 
einem Testleiter unverzüglich anzuzeigen. Nicht rechtzeitig angezeigte Beeinträchtigungen 
sind unbeachtlich. 

(17) Macht ein Bewerber glaubhaft, dass er wegen einer chronischen Erkrankung, einer 
Behinderung oder aus religiösen Gründen nicht in der Lage ist, den TMS ganz oder teilweise 
in der vorgesehen Form abzulegen, kann die zentrale Koordinierungsstelle des TMS einen 
Nachteilsausgleich gestatten. Ein Antrag auf Nachteilsausgleich muss innerhalb der auf TMS-
Webseite vorgegebenen Eingangsfrist bei der zentralen Koordinierungsstelle eingegangen 
sein. 
 

II. Ermittlung und Darstellung des Testergebnisses beim TMS 
 
(18) Ermittlung des Testwerts (Standardwert) 

Der Testwert wird aus den Ergebnissen der einzelnen Untertests folgendermaßen ermittelt: 

Die Punkte eines Untertests (Rohpunkte) ergeben sich aus der Anzahl der richtigen Antworten 
in diesem Untertest. Jede richtige Antwort wird unbeschadet der Regelung für den Konzentra-
tionstest mit einem Punkt bewertet. Dies gilt nicht für Aufgaben, die zu Erprobungszwecken 
vorgegeben werden. 
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Im Konzentrationstest wird jedes richtigerweise markierte Zeichen mit einer Zähleinheit bewer-
tet. Für fälschlicherweise markierte oder fälschlicherweise nicht markierte Zeichen wird je eine 
Zähleinheit abgezogen; dabei werden nur die Zeichen einschließlich des letzten markierten 
Zeichens berücksichtigt. Die Summe der Zähleinheiten wird in Punkte umgerechnet. Es sind 
0 bis 18 (Textverständnis) bzw. 20 Punkte (alle anderen Aufgabengruppen) erreichbar. 

Die Ergebnisse in den einzelnen Untertests werden mit gleicher Gewichtung zu einer Gesamt-
punktzahl addiert. Die Gesamtpunktzahl wird anschließend anhand von Chained Equiper-
centile Equating (für eine nähere Beschreibung dieser Methode sei auf Kapitel 5.2.2 in „Test 
Equating, Scaling, and Linking“ von Kolen & Brennan (2014) verwiesen) in die für den TMS 
normierte Punkteskala, die sogenannte transformierte Gesamtpunktzahl (GP), überführt. Die 
Umrechnung der transformierten Gesamtpunktzahl (GP) der Teilnehmenden in den Testwert 
(T) erfolgt nach der Formel: 

 

dabei ist          der Mittelwert und GPS die Standardabweichung der Gesamtpunktzahlen aller 
Teilnehmenden der TMS-Norm. Der Testwert wird im Testbericht auf eine ganze Zahl gerun-
det angegeben. 

(19) Ermittlung des Prozentrangwertes 

Der entsprechende Prozentrangwert (PR) zu einem bestimmten Testwert (T0) wird wie folgt 
berechnet:

 

dabei ist n die Anzahl der Teilnehmenden der TMS-Norm, cf die kumulative Häufigkeit aller 
Testwerte bis einschließlich T0. f ist die Häufigkeit des Testwertes T0. Der Prozentrangwert 
wird im Testbericht auf eine ganze Zahl gerundet angegeben. 

(20) Ermittlung des Notenwertes 

Für jeden Teilnehmenden werden die nach Nummer 1 ermittelten Testwerte in eine Schulnote 
(N) (beschränkt auf die Noten zwischen 1,0 und 4,0) umgerechnet. Die Umrechnung erfolgt 
nach der folgenden Formel: 

 

dabei ist T der Testwert (siehe Nummer 1).       stellt die mittlere Abiturdurchschnittsnote der 
Bewerberinnen und Bewerber dar, die sich zuletzt bei der Stiftung um einen Studienplatz der 
Medizin beworben haben. ANS ist die Standardabweichung der Abiturdurchschnittsnote die-
ser Personen. Der resultierende Notenwert des Tests wird auf eine Stelle nach dem Komma 
gerundet. Resultierende Noten, die unter 1,0 beziehungsweise über 4,0 liegen würden, wer-
den auf 1,0 beziehungsweise 4,0 gesetzt. 

(21) Darstellung der Testergebnisse 

Im Testbericht, den die Teilnehmenden über ein persönliches Online-Konto abrufen, sind 
sowohl für jede einzelne Aufgabengruppe als auch für den Gesamttest jeweils die entspre-
chenden Testwerte (Standardwerte) und Prozentränge enthalten. Zusätzlich wird, wie unter 
Absatz 20 beschrieben eine Bewertung in der Schulnotenskala abgeleitet. 

PR = 100  
cf − 0,5 • f 

n 
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Weiterhin sind die einzelnen Aufgabengruppen sowie deren Messbereich beschrieben und es 
wird jeweils angegeben, ob die Teilnehmerin oder der Teilnehmer in Bezug auf die Gesamt-
gruppe unterdurchschnittlich, durchschnittlich oder überdurchschnittlich abgeschnitten hat. 

Der Testbericht dient dem Nachweis des Testergebnisses im Rahmen der Bewerbung um 
einen Studienplatz in den in der Satzung genannten Studiengängen. 
 

III. Durchführungsbestimmungen für den TMS bei Vorliegen einer epidemischen Lage 
von nationaler Tragweite 

 
(22) Die Durchführung des TMS richtet sich nach den am Testtermin gültigen Landesverord-
nungen über infektionsschützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Virus SARS-
Cov- 2 (sogenannte Corona-Verordnungen). 

(23) Für den TMS-Durchgang gelten die Informationen und Regelungen inkl. Hygienekonzept, 
wie sie auf der TMS-Webseite (www.tms-info.org) festgelegt sind. Zusätzlich gelten die am 
Testtag von den Testleitern gegebenen Anweisungen. 

(24) Kann aufgrund einer lokalen oder übergreifenden pandemischen Lage der Test an ein-
zelnen Testorten oder insgesamt nicht durchgeführt werden, können Betroffene im darauffol-
genden Jahr zum nächstmöglichen, regulären Termin erneut antreten.“ 
 

Artikel 2 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 11.11.2021 
 
 
 
 

Professor Dr. Bernd Engler  
Rektor 

 
 


